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Drudisadie 756 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 


Bonn, den 11. Dezember 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Inansprudinahme von Leistungen durdi 
Stationierungstruppen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 594 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 28. Oktober 
1958 beantworte ich im Einvernehmen mit den Herren Bun- 
desministern des Innern, der Finanzen, für Arbeit und Sozial- 
ordnung und für Verteidigung wie folgt : 

Zu 1. 

Die Bemühungen, zu einem baldigen Abschluß der seit Ok- 
tober 1955 mit den sechs Entsendestaaten (Vereinigte Staaten, 
Großbritannien, Frankreich, Belgien, Kanada und die Nieder- 
lande) geführten Verhandlungen über das Zusatzabkommen 
zum NATO-Truppenstatut zu gelangen, sind im letzten halben 
Jahre verstärkt worden. Bis auf einige wenige, zum Teil 
allerdings bedeutsame Probleme sind nunmehr alle Fragen 
geklärt. Die Bundesregierung hat den Regierungen der Ent- 
sendestaaten jetzt neue Vorschläge zu den noch ungelösten 
Problemen unterbreitet und hofft, daß es auf der Grundlage 
dieser Vorsdiläge gelingen wird, die Verhandlungen in den 
nächsten Monaten abzuschließen. 

Zu 2. bis 4. und 9. 

Da die Verhandlungen noch im Gange sind, können nähere 
Angaben zu den in Nr. 2 bis 4 und 9 gestellten Fragen zur 
Zeit noch nicht gemacht werden. 

Zu 5. 

Eine Pflicht des Bundesministers für Verteidigung, durch Ver- 
handlungen mit den Entsendestaaten für den Schutz von Na- 
turschutzgebieten zu sorgen, ist durch Gerichtsentscheidung 
nicht festgestellt worden. 

Das Landesverwaltungsgericht Köln hatte zwar in Sachen 
Verein Naturschutzpark e. V. in Stuttgart gegen den Bundes- 
minister für Verteidigung (Az. 4 L 61/57) im Wege der einst- 
weiligen Anordnung durch Beschluß zunächst eine solche 
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Pflicht des Bundesministers für Verteidigung festgestellt. Diese 
Entscheidung ist jedoch durch Beschluß des Oberverwaltungs- 
gerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 23. September 
19 :j8 (Az. VII B 682/58) aufgehoben worden. Der erkennende 
Senat hat mit seinem Beschluß die Anträge des Vereins 
Natursdiutzpark e. V. in Stuttgart kostenpflichtig verworfen 
und zur Begründung insbesondere ausgeführt, daß die gefor- 
derten Maßnahmen in den Bereich der Beziehungen zu aus- 
ländischen Staaten fallen und damit zu den justizfreien 
Hoheitsakten gehören. Das Gericht hat sich mit dieser Ent- 
scheidung der von der Bundesregierung vertretenen Rechts- 
auffassung angeschlossen. 

Unabhängig davon, daß eine solche Pflicht nicht festgestellt 
worden ist, hat sich die Bundesregierung jedoch ständig darum 
bemüht, die militärische Benutzung der Naturschutzgebiete 
soweit wie möglich einzuschränken. Es wurde z. B. in Ver- 
handlungen mit den britischen Streitkräften vor einiger Zeit 
erreicht, daß Teile des Naturschutzgebietes Lüneburger Heide, 
die früher für militärische Zwecke benutzt worden sind, von 
militärischen Übungen freigestellt wurden. 

Zu 7. 

Da die im Bundesgebiet stationierten ausländischen Streit- 
kräfte als solciie nach allgemeinen völkerreditlichen Grund- 
sätzen jedenfalls insoweit außerhalb der deutschen Gerichts- 
barkeit stehen, als sie hoheitliche Aufgaben erfüllen, kann 
der Staatsbürger wegen der Ausübung ihres Manöverrechts 
keine Rechtsbehelfe gegen sie geltend machen. Indessen 
könnte und würde sich die Bundesregierung auf diploma- 
tischem Wege gegen etwaige mißbräuchliche Ausübung des 
Manöverrechts wenden. Ein Staatsbürger, der durch Manöver 
der ausländischen Streitkräfte Vermögensnachteile erleidet, 
kann seine Ersatzansprüche gemäß §§ 76 und 80 Abs. 1 des 
Bundesleistungsgesetzes und Artikel 8 des Finanzvertrages, 
und zwar auch vor den ordentlichen Gerichten durchsetzen. 

Zu 6. und 8. 

Die Beantwortung der Fragen 6 und 8, insbesondere des 
zweiten Teils der Frage 6, bedingt umfangreiche statistische 
Ermittlungen durch die Behörden der Verteidigungslastenver- 
waltung der Länder, die für die Abgeltung von Manöver- 
schäden der ausländischen Streitkräfte im Bundesgebiet zu- 
ständig sind. Eine Beantwortung der Fragen 6 und 8 kann 
daher nicht vor dem 31. Januar 1959 erfolgen. 


von Brentano 


2 



